
 Förderbereich 5: Forsten 

 

Der Förderbereich gliedert sich in folgende Maßnahmengruppen: 

 

A. Naturnahe Waldbewirtschaftung 

B. Forstwirtschaftliche Infrastruktur 

C. Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

D. Erstaufforstung 

E. Vertragsnaturschutz im Wald 

F. Förderung von Maßnahmen zur Bewältigung der durch Extremwetterereignisse verursachten Fol-

gen im Wald 

 

A. Naturnahe Waldbewirtschaftung

Maßnahmen 

 

1.0 Vorarbeiten 

2.0 Waldumbau 

3.0 Jungbestandspflege 

4.0 Bodenschutzkalkung 

 

Begriffsbestimmungen 

 

(BWaldG): Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975 

(BGBl. I S. 1037) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

1.0 Vorarbeiten1 

1.1 Verwendungszweck 

Ziel der Förderung ist die Schaffung von Grundlagen 

für die Umsetzung einer naturnahen Waldbewirt-

schaftung. 

                                                      
1 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.103724 (2022/N) i. V. m. Nummer SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.47138 (2016/N), 

sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.59238 (2020/N) wurde mit der Entscheidung der Europäischen Kommission vom 06.12.2022 mit einer Laufzeit 
bis 31.12.2024 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

1.2 Gegenstand der Förderung/ Förder-

ausschluss 

1.2.1  

a) Förderfähig sind Vorarbeiten wie Untersu-

chungen, Analysen, Standortgutachten, 

fachliche Stellungnahmen und Erhebungen, 

die u.a. der Vorbereitung der Umstellung auf 

eine naturnahe Waldwirtschaft oder der Be-

urteilung einer Bodenschutzkalkung dienen. 

b) Förderfähig sind Maßnahmen, die der Vor-

bereitung und Entwicklung gemeinschaftli-

cher Eigentums- und Bewirtschaftungsmo-

delle (z.B. Waldgenossenschaften, forstwirt-

schaftliche Zusammenschlüsse) dienen. Zu 

den beihilfefähigen Kosten zählen dabei, so-

fern sie forstwirtschaftliche Tätigkeiten be-

treffen, die Kosten von Studien über das be-

treffende Gebiet, von Durchführbarkeitsstu-

dien oder die Ausarbeitung von Waldbewirt-

schaftungsplänen oder gleichwertigen In-

strumenten. 

 



1.2.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind 

Maßnahmen auf Flächen, die dem Zuwendungs-

empfänger zum Zwecke des Naturschutzes unent-

geltlich übertragen worden sind. 

1.3 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können natürliche Perso-

nen, juristische Personen des Privat- und öffentli-

chen Rechts als Besitzer von forstwirtschaftlichen 

Flächen sowie anerkannte forstwirtschaftliche Zu-

sammenschlüsse und denen gleichgestellte Zusam-

menschlüsse im Sinne des BWaldG sein. 

Als Zuwendungsempfänger ausgeschlossen sind 

Bund und Länder sowie juristische Personen, deren 

Kapitalvermögen sich zu mindestens 25 % in den 

Händen dieser Institutionen befindet. Maßnahmen 

auf Grundstücken im Eigentum der in vorgenann-

tem Satz aufgeführten Personen sind nicht förderfä-

hig. 

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen 

1.4.1 Die Zuwendungsempfänger müssen, sofern 

es sich nicht um forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse im Sinne des BWaldG handelt, Eigentümer 

der begünstigten Flächen sein oder eine schriftliche 

Einverständniserklärung des Eigentümers vorlegen. 

 

1.4.2 An Maßnahmen der Zusammenarbeit nach 

Nr. 1.2.1 b) müssen mindestens zwei Einrichtungen 

oder Akteure im Forstsektor beteiligt sein. 

1.5 Art und Höhe der Zuwendungen 

1.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse ge-

währt. 

 

1.5.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt für Vorar-

beiten – soweit sie durch Dritte durchgeführt wer-

den – bis zu 80 % der nachgewiesenen Ausgaben. 

 

1.5.3 Die Zuwendung für Maßnahmen nach Nr. 

1.2.1. b) wird für einen Zeitraum von höchstens 7 

Jahren gewährt. 



2.0 Waldumbau2 

2.1 Verwendungszweck 

Ziel der Förderung ist die Entwicklung stabiler, 

standortangepasster Wälder unter Berücksichtigung 

der ökologischen und ökonomischen Leistungsfä-

higkeit sowie des Klimawandels. 

2.2 Gegenstand der Förderung/ Förder-

ausschluss 

Umbau von Reinbeständen und von nicht standort-

gerechten oder nicht klimatoleranten Beständen in 

stabile Laub- und Mischbestände sowie Weiterent-

wicklung und Wiederherstellung von naturnahen 

Waldgesellschaften, auch als Folgemaßnahmen in 

Zusammenhang mit Wurf, Bruch, Waldbrand oder 

sonstigen Schadereignissen. 

 

2.2.1 Förderfähig sind Saat, Pflanzung und Natur-

verjüngung mit standortgerechten Baum- und 

Straucharten einschließlich Kulturvorbereitung, 

Waldrandgestaltung, Schutz (z. B. Zaunbau) und Si-

cherung (z. B. Bewässerung) der Kultur während der 

ersten 5 Jahre. Dabei ist ein überwiegender Anteil 

standortheimischer Baumarten einzuhalten, sofern 

diese nach den Baumarten- und waldbaulichen 

Empfehlungen der Länder auch für zukünftige 

Klimabedingungen und Schaderreger geeignet sind. 

Bei der Bestandesbegründung sollen die standort-

heimischen Baumarten so gepflanzt werden, dass 

ihr überwiegender Anteil gesichert bleibt (z. B. mit-

tels Gruppenpflanzungen). Reine Nadelbaumkultu-

ren sowie Mischkulturen mit weniger als 40 % Laub-

baumanteil sind bis auf begründete Ausnahmefälle 

bei fehlenden standörtlichen Wuchsbedingungen 

für ausreichende Laubbaumanteile (z. B. bei Höhen-

lagen der Mittelgebirge und der Alpen) nicht förder-

fähig. Naturverjüngung von standortgerechten 

                                                      
2 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.103724 (2022/N) i. V. m. Nummer SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.47138 (2016/N), 

sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.59238 ((2020/N) wurde mit der Entscheidung der Europäischen Kommission vom 06.12.2022 mit einer Laufzeit 
bis 31.12.2024 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

Laubbäumen kann bei der Ermittlung des Laub-

baumanteils berücksichtigt werden. Bei Verjün-

gungsmaßnahmen > 1 ha darf der Anteil einer Baumart 

nicht mehr als 75 % betragen. 

 

2.2.2 Förderfähig sind Nachbesserungen, wenn 

bei den geförderten Kulturen aufgrund natürlicher 

Ereignisse (z.B. Frost, Trockenheit, Überschwem-

mung, nicht jedoch Wildverbiss) Ausfälle in Höhe 

von mehr als 30 % der Pflanzenzahl oder 1 ha zu-

sammenhängende Fläche aufgetreten sind und der 

Waldbesitzer den Ausfall nicht zu vertreten hat. 

Nachbesserungen sollen grundsätzlich dem geför-

derten Kulturtyp entsprechen. 

 

2.2.3 Förderfähig sind Ausgaben für den Kauf von 

Sachmitteln für Schutz und Sicherung der Kultur (z. 

B. Zaunbau, Bewässerung). 

 

2.2.4 Von der Förderung ausgeschlossen sind  

a) Maßnahmen auf Flächen, die dem Zuwen-

dungsempfänger zum Zwecke des Natur-

schutzes unentgeltlich übertragen worden 

sind, 

b) Maßnahmen zur Verbesserung der Bejagung 

(z. B. Ausgaben für jagdliche Einrichtungen). 

2.3 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können Besitzer forstwirt-

schaftlicher Flächen, ausgenommen Bund und Län-

der, sowie anerkannte forstwirtschaftliche Zusam-

menschlüsse entsprechend Ziffer A. 1.3 sein. 

2.4 Zuwendungsvoraussetzungen 

2.4.1 Die Maßnahmen sollen auf der Grundlage 

von Planungen nach A. 1.0, von vorliegenden Er-

kenntnissen der Standortkartierung oder Forstein-

richtung oder von forstfachlichen Stellungnahmen 

durchgeführt werden.  



2.4.2 Zuwendungen dürfen nur bewilligt werden 

bei Verwendung von herkunftsgesichertem sowie 

für den Standort geeignetem Vermehrungsgut. 

 

2.4.3 Die Zuwendungsempfänger müssen, sofern 

es sich nicht um forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse im Sinne des BWaldG handelt, Eigentümer 

der begünstigten Flächen sein oder eine schriftliche 

Einverständniserklärung des Eigentümers vorlegen. 

2.5 Art und Höhe der Zuwendungen 

2.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse ge-

währt. 

 

2.5.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt 

- bis zu 75  % der nachgewiesenen Ausgaben, 

- bis zu 85 % der nachgewiesenen Ausgaben 

bei Verwendung von ausschließlich stand-

ortheimischen Baumarten. 

 

2.5.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der 

Zuwendungsempfänger und ihrer Familienangehö-

rigen (Eigenleistung) sind förderfähig bis zu 80 % der 

Ausgaben, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Un-

ternehmer oder bei Durchführung der vergleichba-

ren Arbeiten im Staatswald ergeben würden. 

 

2.5.4 Sachleistungen der Zuwendungsempfänger 

sind förderfähig bis zu 80 % des Marktwertes. 

 

2.5.5 Auf den Ausgabennachweis kann verzichtet 

werden, wenn die Länder die Zuwendung als Fest-

betrag auf Grundlage kalkulierter Pauschalen fest-

setzen. 

                                                      
3 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.103724 (2022/N) i. V. m. Nummer SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.47138 (2016/N), 

sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.59238 (2020/N) wurde mit der Entscheidung der Europäischen Kommission vom 06.12.2022 mit einer Laufzeit 
bis 31.12.2024 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

3.0 Jungbestandspflege3 

3.1 Verwendungszweck 

Ziel der Förderung ist die Herstellung einer stand-

ortgemäßen, klimaangepassten Baumartenmi-

schung bzw. die Sicherung der Stabilität und Vitali-

tät der Bestände. 

3.2 Gegenstand der Förderung/ Förder-

ausschluss 

3.2.1 Förderfähig ist eine Mischungs- und 

Standraumregulierung in jungen Beständen. Als 

junge Bestände gelten Bestände mit einem Durch-

schnittsalter bis zu 15 Jahren. Die Länder können an-

stelle des Alters ein anderes vergleichbares Krite-

rium wählen. 

 

3.2.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind 

a) Maßnahmen auf Flächen, die dem Zuwen-

dungsempfänger zum Zwecke des Natur-

schutzes unentgeltlich übertragen worden 

sind, 

b) Maßnahmen zur Verbesserung der Bejagung 

(z. B. Ausgaben für jagdliche Einrichtungen). 

3.3 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können Besitzer forstwirt-

schaftlicher Flächen, ausgenommen Bund und Län-

der, sowie anerkannte forstwirtschaftliche Zusam-

menschlüsse entsprechend Ziffer A. 1.3 sein. 

3.4 Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Zuwendungsempfänger müssen, sofern es sich 

nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse im 

Sinne des BWaldG handelt, Eigentümer der begüns-

tigten Flächen sein oder eine schriftliche Einver-

ständniserklärung des Eigentümers vorlegen. 



3.5 Art und Höhe der Zuwendungen 

3.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse ge-

währt. 

 

3.5.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt bis zu 50 % 

der nachgewiesenen Ausgaben. 

 

3.5.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der 

Zuwendungsempfänger und ihrer Familienangehö-

rigen (Eigenleistung) sind förderfähig bis zu 80 % der 

Ausgaben, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Un-

ternehmer oder bei Durchführung der vergleichba-

ren Arbeiten im Staatswald ergeben würden. 

 

3.5.4 Auf den Ausgabennachweis kann verzichtet 

werden, wenn die Länder die Zuwendung als Fest-

betrag auf Grundlage kalkulierter Pauschalen fest-

setzen. 

                                                      
4 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.103724 (2022/N) i. V. m. Nummer SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.47138 (2016/N), 

sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.59238 (2020/N) wurde mit der Entscheidung der Europäischen Kommission vom 06.12.2022 mit einer Laufzeit 
bis 31.12.2024 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

4.0 Bodenschutzkalkung4 

4.1 Verwendungszweck 

Ziel der Förderung ist die Erhaltung bzw. Wieder-

herstellung der Filter-, Puffer- und Speicherfunkti-

onen der Waldböden und damit die Sicherung der 

Stabilität des Waldes. 

4.2 Gegenstand der Förderung/ Förder-

ausschluss 

4.2.1 Förderfähig ist eine Bodenschutzkalkung, 

wenn dadurch eine strukturelle Verbesserung der 

Bodenstreu, des Bodens oder des Nährstoffhaus-

halts erzielt wird und damit eine Verbesserung der 

Widerstandskraft der Bestände erwartet werden 

kann. 

 

4.2.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind 

Maßnahmen auf Flächen, die dem Zuwendungs-

empfänger zum Zwecke des Naturschutzes unent-

geltlich übertragen worden sind. 

4.3 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können Besitzer forstwirt-

schaftlicher Flächen, ausgenommen Bund und Län-

der, sowie anerkannte forstwirtschaftliche Zusam-

menschlüsse entsprechend Ziffer A. 1.3 sein. 

4.4 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.4.1 Voraussetzung für die Förderung der Boden-

schutzkalkung ist, dass eine gutachterliche Stellung-

nahme die Zweckmäßigkeit und Unbedenklichkeit 

der geplanten Kalkungsmaßnahme bestätigt; gege-

benenfalls ist eine Boden- oder eine Blatt- bzw. Na-

delanalyse durchzuführen. 

 

4.4.2 Die Zuwendungsempfänger müssen, sofern 

es sich nicht um forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse im Sinne des BWaldG handelt, Eigentümer 



der begünstigten Flächen sein oder eine schriftliche 

Einverständniserklärung des Eigentümers vorlegen. 

Bei gemeinschaftlicher Durchführung der Boden-

schutzkalkung kann das Einverständnis der Eigentü-

mer auch durch eine öffentliche Bekanntmachung 

ersetzt werden. 

4.5 Art und Höhe der Zuwendungen 

4.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse ge-

währt. 

 

4.5.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt 

- bis zu 90 % der nachgewiesenen Ausgaben. 

- Abweichend hiervon beträgt die Zuwendung 

bei Waldflächen, deren private Besitzer im 

Kalkungsgebiet nicht mehr als 30 ha Wald-

fläche besitzen, bis zu 100 %. In Gemarkun-

gen mit intensiver Gemengelage, insbeson-

dere in Realteilungsgebieten, können auch 

Waldflächen, die die Voraussetzungen von 

vorgenanntem Satz nicht erfüllen (Kommu-

nen, größere private Waldbesitzer), im Inte-

resse einer Erleichterung der gemeinsamen 

Abwicklung berücksichtigt werden, soweit 

deren Anteil nicht mehr als 20 % der gesam-

ten Waldkalkungsfläche beträgt. 

 

4.5.3 Auf den Ausgabennachweis kann verzichtet 

werden, wenn die Länder die Zuwendung als 

Festbetrag auf Grundlage kalkulierter Pau-

schalen festsetzen. 

4.6 Sonstige Bestimmungen 

4.6.1 Träger einer gemeinschaftlichen Boden-

schutzkalkung im Körperschafts- oder Privatwald 

können sein: 

a) private Waldbesitzer, 

b) kommunale Körperschaften des öffentlichen 

Rechts, 

c) anerkannte forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse, wenn sie satzungsgemäß dazu ge-

eignet sind, 

d) das Land, 

e) Teilnehmergemeinschaften nach dem Flur-

bereinigungsgesetz, 

f) Jagdgenossenschaften. 

 

Kosten für die Durchführung der Trägerschaft sind 

nicht förderfähig. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



B. Forstwirtschaftliche Infrastruktur 

 

Maßnahmen 

 

1.0 Forstwirtschaftlicher Wegebau 

2.0 Holzkonservierungsanlagen 

 

Begriffsbestimmungen 

 

(BWaldG): Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975 

(BGBl. I S. 1037) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

1.0 Forstwirtschaftlicher Wegebau5 

1.1 Verwendungszweck 

Ziel ist die Verbesserung der forstwirtschaftlichen 

Infrastruktur, um unzureichend erschlossene Wald-

gebiete für eine nachhaltige Bewirtschaftung, zur 

Prävention sowie Bewältigung von Schadereignis-

sen und für die Erholung suchende Bevölkerung zu-

gänglich zu machen. 

1.2 Gegenstand der Förderung/ Förder-

ausschluss 

1.2.1 Förderfähig sind Neubau forstwirtschaftli-

cher Wege, Befestigung bisher nicht oder nicht aus-

reichend befestigter forstwirtschaftlicher Wege so-

wie Grundinstandsetzung forstwirtschaftlicher 

Wege aus den unter Ziffer 1.1 genannten Gründen. 

 

1.2.2 Zum Wegebau dazugehörige notwendige 

Anlagen, wie Durchlässe, Brücken, Ausweichstellen 

sowie erforderlich werdende Maßnahmen der Land-

schaftspflege, des vorbeugenden Hochwasserschut-

zes und des Naturschutzes gelten als Bestandteil der 

Wegebaumaßnahme. 

 

                                                      
5 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.103724 (2022/N) i. V. m. Nummer SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.47138 (2016/N), 

sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.59238 (2020/N) wurde mit der Entscheidung der Europäischen Kommission vom 06.12.2022 mit einer Laufzeit 
bis 31.12.2024 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

1.2.3 Werden durch eine forstwirtschaftliche We-

gebaumaßnahme andere Baumaßnahmen zwingend 

notwendig, so können diese im unabwendbar erfor-

derlichen Umfang ebenfalls gefördert werden (Ver-

anlassungsprinzip). Vorteile Dritter aus Folgemaß-

nahmen sind durch Beiträge angemessen zu berück-

sichtigen. 

 

1.2.4 Von der Förderung ausgeschlossen sind: 

a) Wege mit überörtlicher Verkehrsbedeutung 

sowie Wege innerhalb vorhandener oder ge-

planter Siedlungs- und Industriegebiete, 

Fuß-, Rad- und Reitwege, 

b) grundsätzlich Wege mit Schwarz- oder Be-

tondecken, 

c) Unterhaltung von forstwirtschaftlichen We-

gen und der dazugehörigen notwendigen 

Anlagen sowie das dazu benötigte Material, 

d) Maßnahmen auf Flächen, die dem Zuwen-

dungsempfänger zum Zwecke des Natur-

schutzes unentgeltlich übertragen worden 

sind. 

e) Vorhaben, die zu einer Wegedichte über 

45 lfd. Meter je Hektar führen, dürfen nur in 

Ausnahmefällen (z. B. Kleinprivatwald, 

schwierige Geländeverhältnisse) gefördert 

werden. Das Nähere bestimmen die Länder. 

1.3 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können Besitzer forstwirt-

schaftlicher Flächen, ausgenommen Bund und Län-

der, sowie anerkannte forstwirtschaftliche Zusam-

menschlüsse entsprechend Ziffer A. 1.3 sein. 

 



 

 

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen 

1.4.1 Bei der Durchführung der Maßnahme sind 

die behördenverbindlichen Fachplanungen zu be-

rücksichtigen. 

 

1.4.2 Bei Planung und Ausführung der Maßnahme 

sind die anerkannten Regeln des forstlichen Wege-

baus, z.B. die Richtlinien für den ländlichen Wege-

bau der Deutschen Vereinigung für Wasserwirt-

schaft, Abwasser und Abfall e.V. (Arbeitsblatt DWA-

A 904) in ihrer jeweils gültigen Fassung, zu beachten. 

 

1.4.3 Die Zuwendungsempfänger müssen, sofern 

es sich nicht um forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse im Sinne des BWaldG handelt, Eigentümer 

der begünstigten Flächen sein oder eine schriftliche 

Einverständniserklärung des Eigentümers vorlegen. 

1.5 Art und Höhe der Zuwendungen 

1.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse ge-

währt. 

 

1.5.2 Förderfähig sind die nachgewiesenen Ausga-

ben für Bauentwürfe, Bauausführung und Baulei-

tung. Dazu gehören auch Zweckforschungen und 

Erhebungen im unmittelbaren Zusammenhang mit 

dem Wegebauprojekt. 

 

1.5.3 Die Höhe der Zuwendung beträgt bis zu 70 % 

der zuwendungsfähigen Ausgaben. Bei besonders 

struktur- oder ertragsschwachen Erschließungsge-

bieten (z.B. Hochgebirge) kann das Land Ausnahmen 

zulassen; der Zuschuss darf dabei 90 % der zuwen-

dungsfähigen Ausgaben nicht übersteigen. 

 

1.5.4 Die Zuwendung für Betriebe mit über 1.000 

ha Forstbetriebsfläche im jeweiligen Bundesland 

beträgt 60 % der Zuwendung nach Ziffer 1.5.3. 

 

1.5.5 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der 

Zuwendungsempfänger und ihrer Familienangehö-

rigen (Eigenleistung) sind förderfähig bis zu 80 % der 

Ausgaben, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Un-

ternehmer oder bei Durchführung der vergleichba-

ren Arbeiten im Staatswald ergeben würden. 

 

1.5.6 Sachleistungen der Zuwendungsempfänger 

sind förderfähig bis zu 80 % des Marktwertes. 

1.6 Sonstige Bestimmungen 

1.6.1 Träger einer gemeinschaftlichen Maßnahme 

im Körperschafts- oder Privatwald können sein: 

a) private Waldbesitzer, 

b) kommunale Körperschaften des öffentlichen 

Rechts, 

c) anerkannte forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse, wenn sie satzungsgemäß dazu ge-

eignet sind, 

d) das Land, 

e) Teilnehmergemeinschaften nach dem Flur-

bereinigungsgesetz, 

f) Jagdgenossenschaften. 

 

Kosten für die Durchführung der Trägerschaft sind 

nicht förderfähig. 



 

 

2.0 Holzkonservierungsanlagen6 

2.1 Verwendungszweck 

Zur Vorbeugung von Kalamitäten von Pflanzen-

schädlingen sollen Einrichtungen zur Nasslagerung 

(Wasserlagerung) und dadurch die Konservierung 

von Holz gefördert werden können. Dies ermöglicht 

Aufarbeitung und Abtransport von Rundholz, das 

ohne Abtransport und Konservierung zur Vermeh-

rung insbesondere des Borkenkäfers führen würde. 

Ziel ist dabei auch die Vermeidung eines flächende-

ckenden Insektizideinsatzes in den Beständen. 

2.2 Gegenstand der Förderung/ Förder-

ausschluss 

2.2.1 Förderfähig sind Erstinvestitionen für geeig-

nete Einrichtungen und Anlagen zur Nasslagerung 

(Wasserlagerung) von Holz und der dafür erforderli-

chen konservierenden Behandlung aus den unter 

Ziffer 2.1 genannten Gründen (Holzkonservierungs-

anlagen). Dies beinhaltet Investitionen zur Bereg-

nung oder zur Einlagerung des Holzes in Gewässer 

zur Schaffung ungünstiger Bedingungen für Pilze 

und Insekten. 

 

2.2.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind: 

a) Verarbeitungsinvestitionen, 

b) Ausgaben für Betrieb und Unterhaltung, 

c) Maßnahmen auf Flächen, die dem Zuwen-

dungsempfänger zum Zwecke des Natur-

schutzes unentgeltlich übertragen worden 

sind. 

                                                      
6 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.103724 (2022/N) i. V. m. Nummer SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.47138 (2016/N), 

sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.59238 (2020/N) wurde mit der Entscheidung der Europäischen Kommission vom 06.12.2022 mit einer Laufzeit 
bis 31.12.2024 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

2.3 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können Besitzer forstwirt-

schaftlicher Flächen, ausgenommen Bund und Län-

der, sowie anerkannte forstwirtschaftliche Zusam-

menschlüsse entsprechend Ziffer A.1.3 sein. 

2.4 Zuwendungsvoraussetzungen 

2.4.1 Die Zuwendungsempfänger müssen, sofern 

es sich nicht um forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse im Sinne des BWaldG handelt, Eigentümer 

der begünstigten Flächen sein oder eine schriftliche 

Einverständniserklärung des Eigentümers vorlegen. 

 

2.4.2 Die Notwendigkeit einer solchen Maßnahme 

ist durch eine geeignete wissenschaftliche Einrich-

tung der Länder zu belegen. 

2.5 Art und Höhe der Zuwendungen 

2.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse ge-

währt. 

 

2.5.2 Förderfähig sind die Ausgaben der erstmali-

gen Investition einschließlich des Anschlusses, z.B. 

für Elektrizität, sowie das erforderliche technische 

Gerät.  

 

2.5.3 Die Höhe der Zuwendung beträgt bis zu 30 % 

der zuwendungsfähigen Ausgaben. 

 

2.5.4 Eigenleistungen und Sachleistungen können 

bis zu 15 % der anerkannten Bausumme berücksich-

tigt werden, soweit sie anhand prüfungsfähiger Un-

terlagen nachgewiesen werden. 



 

 

C. Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

 

Maßnahmen 

 

1.0 Projektförderung für forstwirtschaftliche 

Zusammenschlüsse (FWZ) 

 

Begriffsbestimmungen 

 

BWaldG: Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975 (BGBl. 

I S. 1037) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse sind ge-

mäß §15 BWaldG anerkannte Forstbetriebsgemein-

schaften (§§ 16ff BWaldG), Forstbetriebsverbände 

(§§ 21ff BWaldG) und anerkannte Forstwirtschaftli-

che Vereinigungen (§§ 37ff BWaldG). 

 

Als forstfachlich ausgebildetes Personal gelten 

grundsätzlich Forsttechniker sowie Absolventen der 

forstwirtschaftlichen und der forstwissenschaftli-

chen Ausbildungsstätten sowie gleichwertige fach-

liche Qualifikationen. 

 

 

Als Dritte gelten Forstdienstleister mit forstfachlich 

ausgebildetem Personal gemäß vorstehender Be-

griffsdefinition. Um Dritte handelt es sich nicht, 

wenn Personal anerkannter FWZ oder ausschließ-

lich von anerkannten FWZ getragene Dienstleis-

tungsgesellschaften tätig werden. 

                                                      
7 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.100048 (2022/N) wurde mit Entscheidung der Europäischen Kommission vom 09.12.2022 mit einer Laufzeit bis 31.12.2028 

genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

1.0 Projektförderung für forstwirt-

schaftliche Zusammenschlüsse 

(FWZ)7 

1.1 Verwendungszweck 

Ziel ist die Gewährleistung einer flächendeckenden 

nachhaltigen Waldbewirtschaftung zur Sicherung 

aller Wald-funktionen, insbesondere zur Anpassung 

der Wälder an den Klimawandel und zum Erhalt und 

Ausbau des CO2-Minderungspotentials sowie zur 

besonderen Berücksichtigung von Anliegen des Bio-

diversitäts- und Bodenschutzes durch Selbsthil-

feeinrichtungen der Waldbesitzer. Dazu sollen 

strukturelle Nachteile, insbesondere aus Kleinflä-

chigkeit und Besitzzersplitterung, durch überbe-

triebliche Zusammenarbeit im Rahmen forstwirt-

schaftlicher Zusammenschlüsse überwunden wer-

den. Die Förderung dient dazu, ein eigenständiges 

und professionelles Tätigwerden der Zusammen-

schlüsse besonders unter Einbindung des Kleinpri-

vatwaldes zu entwickeln. Darüber hinaus sollen die 

Produktions- und Absatzbedingungen in der Forst-

wirtschaft angesichts der Konzentrationsprozesse 

auf der Abnehmerseite fortlaufend modernisiert 

werden. 

1.2 Gegenstand der Förderung/Förder-

ausschluss 

Förderfähig sind folgende Projekte zur Verbesse-

rung der Waldbewirtschaftung und Überwindung 

der Strukturhemmnisse. Eine Kombination der ver-

schiedenen Projekte ist unter Berücksichtigung des 

in Nr. 1.2.7 b) genannten Förderausschlusses mög-

lich. 



 

 

1.2.1 Waldpflegevertrag 

Entgeltliche vertragliche Übernahme der Verwal-

tung von Mitgliedsflächen zur sachgemäßen und 

nachhaltigen Bewirtschaftung sowie zur Überwin-

dung der strukturbedingten Bewirtschaftungs-

hemmnisse im Privatwald.  

Gefördert werden die Aufwendungen für die Vorbe-

reitung, den Abschluss, die Organisation, die Erfül-

lung und die Verwaltung von Dienstleistungsverträ-

gen einschließlich der betriebsbezogenen Beratung, 

durch forstfachlich ausgebildetes Personal mit ei-

nem Festbetrag je Hektar Vertragsfläche und Jahr. 

Die Förderung kann auch die Ausarbeitung von 

Waldbewirtschaftungsplänen oder gleichwertigen 

Instrumenten umfassen. Die Beratung muss die ein-

schlägigen Verpflichtungen im Rahmen der FFH-

Richtlinie, der Vogelschutz-Richtlinie und der Was-

serrahmenrichtlinie umfassen. 

 

1.2.2 Mitgliederinformation und -aktivierung 

Förderfähig sind die Aufwendungen für Maßnah-

men zur fachlichen Information und Aktivierung der 

Mitglieder bzw. der Mitgliederwerbung, z.B. regel-

mäßige Fachinformation, Mitgliederaktivierung und 

Mitgliederwerbung durch Druckerzeugnisse, über 

digitale Medien oder Informationsstände und Infor-

mationsveranstaltungen für Mitglieder sowie für in-

teressierte Waldbesitzer. 

 

1.2.3 Zusammenfassung des Holzangebots 

Eigenständige, überbetriebliche Zusammenfassung 

und/oder Koordinierung des Holzangebotes. 

Gefördert werden die Aufwendungen für die über-

betriebliche Holzvermarktung durch Forstbetriebs-

gemeinschaften und durch Forstwirtschaftliche 

Vereinigungen entsprechend der jeweiligen Aufga-

benabgrenzung mit je einem Festbetrag je Festme-

ter vermarkteter Holzmenge. 

1.2.4 Professionalisierung von Zusammenschlüs-

sen 

Zuschussfähig sind die Aufwendungen für forst-

fachlich ausgebildetes Personal einschließlich Auf-

wand zur Erstellung eines Geschäftsplans zur Pro-

fessionalisierung eines Zusammenschlusses. 

 

1.2.5 Aus- und Fortbildung der Beschäftigten 

und Organ-Mitglieder 

Gefördert werden die Aufwendungen für die Teil-

nahme von Beschäftigten und Organ-Mitgliedern an 

Informationsveranstaltungen und Fortbildungspro-

grammen, die zu einer besseren Aufgabenerledi-

gung in ihrer Funktion als FWZ und dessen Zielen 

der Gewährleistung einer flächendeckenden nach-

haltigen Waldbewirtschaftung zur Sicherung aller 

Waldfunktionen und einer besseren Anpassung an 

die Folgen des Klimawandels beitragen können. 

 

Förderfähig sind: 

a) Kosten für Organisation und Durchführung der 

Informationsveranstaltung bzw. des Fortbil-

dungsprogramms; diese Kosten dürfen keine Di-

rektzahlungen an die Zuwendungsempfänger 

umfassen. Die Beihilfe muss dem Anbieter der 

Informationsveranstaltung bzw. des Fortbil-

dungsprogramms gewährt werden; 

b) Kosten für Reise und Aufenthalt sowie Tagegel-

der für die Teilnehmer. 

 

1.2.6 Projektmanagement 

Förderfähig sind die Aufwendungen für Organisa-

tion und Koordination von zeitlich befristeten Pro-

jekten zur Strukturverbesserung, die dem Ziel der 

Gewährleistung einer flächendeckenden nachhalti-

gen Waldbewirtschaftung zur Sicherung aller Wald-

funktionen und einer besseren Anpassung an die 

Folgen des Klimawandels dienen. Hierbei handelt es 

sich um Projekte, die innerhalb eines definierten 

Projektgebiets und einer festgelegten Laufzeit da-

rauf ausgelegt sind, 



 

 

- einen konkreten Strukturmangel bzw. meh-

rere konkrete Strukturmängel zu überwin-

den (z.B. Klärung von Grundstücksgrenzen), 

- die Bewirtschaftung der angeschlossenen 

Waldflächen zu verbessern (z.B. präventiver 

Waldschutz durch Einführung eines Borken-

käfermonitorings) oder 

- einem besonderen öffentlichen Interesse im 

Aufgabenspektrum des anerkannten Zusam-

menschlusses in konkreter Weise zu dienen 

(z.B. Erstellung von Nutzungskonzepten für 

Waldflächen mit besonderer Schutz- oder 

Erholungsfunktion). 

 

Die Projekte sind auf drei Jahre zu befristen. Die 

Länder können im besonders begründeten Einzelfall 

Ausnahmen bis zu einer Laufzeit von höchstens fünf 

Jahren genehmigen. 

 

1.2.7 Von der Förderung ausgeschlossen sind: 

a) die Aufgabenerfüllung durch Dritte ein-

schließlich öffentlicher Verwaltungen oder 

Betreuungsorganisationen; 

b) für Maßnahmen der Professionalisierung 

(Ziffer 1.2.4): Zusammenschlüsse, die bislang 

Förderung von Geschäftsführung, Waldpfle-

geverträgen oder Zusammenfassung des 

Holzangebots (Holzmobilisierung) erhalten 

haben, es sei denn es handelt sich um eine 

Neugründung, wesentliche Erweiterung o-

der Fusion. Als wesentliche Erweiterung gilt 

die Zunahme der Mitgliederzahl des aner-

kannten forstwirtschaftlichen Zusammen-

schlusses um mindestens 30% bei gleichzei-

tiger Einhaltung der in den Ländern entspre-

chend Nr. 1.4.3 a) festgelegten Effizienzkri-

terien. 

c)  Bodenordnung und Gestaltung des ländli-

chen Raumes in Verfahren nach dem FlurbG 

und dem LwAnpG sowie freiwilliger Nut-

zungstausch 

1.3 Zuwendungsempfänger 

1.3.1 Zuwendungsempfänger können anerkannte 

forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse im Sinne 

des BWaldG sein. Hierbei können auch mehrere 

FWZ gemeinschaftlich als Antragssteller / Zuwen-

dungsempfänger auftreten. 

 

1.3.2 Zuwendungsempfänger für Aufwendungen 

nach Nummer 1.2.5 a) (Organisation und Durchfüh-

rung der Aus- und Fortbildung) sind die Anbieter der 

Informationsveranstaltung bzw. des Fortbildungs-

programms. Die Anbieter müssen über geeignete 

Kapazitäten in Form von qualifiziertem Personal und 

regelmäßigen Schulungen zur Durchführung dieser 

Aufgaben verfügen.  

 

Endbegünstigte der Beihilfe nach Nummer 1.2.5 a) 

sind die Zuwendungsempfänger nach Nummer 

1.3.1. 

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen 

1.4.1 Voraussetzungen für die Förderung eines 

Waldpflegevertrages (Ziffer 1.2.1): 

a) Die Anstellung von forstfachlich ausgebilde-

tem Personal oder abweichend von Nr. 1.2.7 

a) die Ausführung durch Dritte. 

b) Je Mitglied ist nur ein Vertrag förderfähig. 

Eine Förderung wird nur gewährt, wenn der 

Waldpflegevertrag im Kalenderjahr besteht 

und zumindest Maßnahmen der Verkehrssi-

cherungspflicht sowie des Waldschutzes im 

Rahmen der ordnungsgemäßen Forstwirt-

schaft enthält. Die Übertragung der Aufga-

ben muss in schriftlicher Form mit Vertrag 

erfolgen. Weitere Einzelheiten regeln die 

Länder. 

 

1.4.2 Voraussetzungen für die Förderung von Mit-

gliederinformation und -aktivierung (Ziffer 1.2.2): 

 



 

 

Förderfähig sind ausschließlich ordentliche Mitglie-

der, deren Mitgliedschaft zu einem festgelegten 

Stichtag im Kalenderjahr besteht. Die Länder legen 

Mindestanforderungen z.B. hinsichtlich Auflage, 

Umfang, Inhalt und Gestaltung der Medien fest. 

 

Werden die Informationsmedien durch den Zusam-

menschluss oder durch Dritte erstellt, müssen diese 

jeweils über geeignete Kapazitäten in Form von qua-

lifiziertem Personal und regelmäßigen Schulungen 

zur Durchführung dieser Aufgaben verfügen.  

 

1.4.3 Voraussetzungen für die Förderung einer Zu-

sammenfassung des Holzangebots (Ziffer 1.2.3): 

a) Effizienzkriterien: Die Länder legen als För-

dervoraussetzung eine Mindestvermark-

tungsmenge je Hektar Mitgliedsfläche und 

Jahr fest. Sie können zusätzliche Effizienzkri-

terien zu Grunde legen, z. B. Ausschöpfung 

des Zuwachses. In begründeten Einzelfällen, 

insbesondere, wenn am deutschen Holz-

markt der Erzeugerpreis für Rohholz im Mit-

tel der vergangenen drei Monate um mindes-

tens 30 Prozentpunkte unter dem Mittel des 

Erzeugerpreises für Rohholz der vergange-

nen 5 Jahre liegt, können die Effizienzkrite-

rien ausgesetzt oder angepasst werden. 

b) Die Anstellung von forstfachlich ausgebilde-

tem Personal. 

c) Förderfähig ist ausschließlich die Holz-

menge, die für die Mitglieder des forstwirt-

schaftlichen Zusammenschlusses vermark-

tet wird. Der jeweilige Fördersatz für die 

überbetriebliche Zusammenfassung bzw. für 

die Koordinierung des Holzabsatzes kann für 

die jeweilige Holzmenge durch Forstbe-

triebsgemeinschaften bzw. Forstwirtschaft-

liche Vereinigungen nur einmal beantragt 

werden. Nicht in Festmeter (fm) verkaufte 

Hölzer werden in fm umgerechnet. Für nach 

Raummeter vermarktetes Holz (rm) gilt der 

Faktor 0,7, für Waldhackgut (srm) der Faktor 

0,4 und für nach Gewicht vermarktetes Holz 

der Faktor 1,5 je t (atro). Weitere Sortimente, 

z.B. Stangen, werden nicht mitgerechnet. 

 

1.4.4 Voraussetzungen für die Förderung der Pro-

fessionalisierung von Zusammenschlüssen (Ziffer 

1.2.4): 

a) Förderfähig sind nur Zusammenschlüsse, die 

bislang die Voraussetzungen für eine eigen-

ständige Nutzung und Vermarktung forst-

wirtschaftlicher Erzeugnisse und/oder der 

Übernahme der Bewirtschaftung der Mit-

gliedsflächen nicht erfüllen. 

b) Die Anstellung von forstfachlich ausgebilde-

tem Personal. 

c) Ein Geschäftsplan, der erkennen lässt, dass 

der forstwirtschaftliche Zusammenschluss 

dauerhafte Existenzfähigkeit erreicht oder 

innerhalb des geförderten Zeitraums errei-

chen wird. Gutachtliche Beurteilungskrite-

rien sind dabei Mindestfläche in Abhängig-

keit vom Ertragsniveau, Baumarten- und Al-

tersklassenausstattung, Nutzungspotential 

und Nutzungsgrad, Eigentümerstruktur und 

Organisationsgrad. 

 

1.4.5 Voraussetzungen für die Förderung des Pro-

jektmanagements (Ziffer 1.2.6): 

a) In der Regel muss der FWZ forstfachlich aus-

gebildetes Personal beschäftigen; sollte für 

die Durchführung des Projektes kein eigenes 

forstfachlich ausgebildetes Personal erfor-

derlich sein (z.B. Klärung von Grundstücks-

grenzen), kann die bewilligende Behörde 

Ausnahmen zulassen. In diesem Fall können 

auch FWZ gefördert werden, die kein forst-

fachlich ausgebildetes Personal beschäfti-

gen. Stammpersonal der FWZ kann nicht ge-

fördert werden. 



 

 

b) Die Zuwendungsfähigkeit der Projekte wird 

jeweils durch die zuständige Stelle oder Lan-

desbehörde festgestellt. Grundlage dafür ist 

in jedem Fall ein von dem FWZ mit dem An-

trag vorzulegendes Konzept. Das für Forsten 

zuständige Ministerium kann auch Standard-

Projekte (Anwendungsfälle) definieren. 

c) Mit dem Konzept sind die mit dem Projekt 

verbundenen Ausgaben darzulegen. Zuwen-

dungsfähig sind Ausgaben für das im Projekt 

erforderliche Personal sowie Direktkosten 

des Projektes. Aufwendungen für Investitio-

nen sind nicht zuwendungsfähig. 

d) Die jährliche Zuwendung für ein strukturver-

besserndes Projekt darf den Betrag von 

100.000 Euro nicht übersteigen. Für die Ge-

samtlaufzeit darf der Betrag von 200.000 

Euro nicht überschritten werden. 

1.5 Art und Höhe der Zuwendungen 

1.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse ge-

währt. Die Förderung von Waldpflegevertrag, Mit-

gliederinformation und -aktivierung sowie Zusam-

menfassung des Holzangebots erfolgt als Festbe-

tragsfinanzierung. Die Förderung der Professionali-

sierung, Aus- und Fortbildung der Beschäftigten 

und Organ-Mitglieder sowie des Projektmanage-

ments erfolgt als Anteilfinanzierung. 

 

1.5.2 Die Höhe der Zuwendung für Waldpflege-

verträge (Ziffer 1.2.1) beträgt 

- bis zu 130 Euro/Vertrag/Jahr für Verträge bis 

zu 2 ha, 

- für Verträge über 2 ha bis 200 ha ein degres-

siv fallender Fördersatz von höchstens 

65 Euro/ha auf bis zu 8 Euro/ha. 

 

Für Verträge über 200 ha Waldbewirtschaftungsflä-

che wird keine Förderung gewährt. 

 

1.5.3 Die Höhe der Zuwendung für Mitgliederin-

formation und -aktivierung (Ziffer 1.2.2) beträgt für 

Neumitglieder im ersten Jahr bis zu 100 Euro, für die 

anderen Mitglieder bis zu 20 Euro je ordentlichem 

Mitglied und Jahr. Dabei werden die Aufwendungen 

mit maßnahmenbezogenen Pauschalsätzen je Mit-

glied und Jahr gefördert. Die Länder kalkulieren die 

Fördersätze entsprechend den jeweiligen Vorgaben 

und den regional üblichen Aufwendungen. 

 

1.5.4 Die Höhe der Zuwendung für die Zusam-

menfassung des Holzangebots (Ziffer 1.2.3) beträgt 

bis zu 2 Euro je fm. Die Länder legen die Fördersätze 

entsprechend den jeweiligen Strukturen fest. Erfolgt 

durch eine Forstwirtschaftliche Vereinigung ledig-

lich eine Koordinierung des Holzabsatzes (Rahmen-

verträge), beträgt der Zuschuss bis zu 0,20 Euro je 

fm. 

 

1.5.5 Die Höhe der Zuwendung für die Professio-

nalisierung (Ziffer 1.2.4) beträgt im ersten Jahr bis zu 

90 % der nachgewiesenen zuwendungsfähigen Aus-

gaben. Die Beihilfeintensität wird jedes Jahr um 

mindestens 10 %-Punkte reduziert. Ab dem 6. Jahr 

wird kein Zuschuss mehr für die Professionalisie-

rung gezahlt. 

 

1.5.6 Die Höhe der Zuwendung für die Aus- und 

Fortbildung der Beschäftigten und Organ-Mitglie-

der (Ziffer 1.2.5) beträgt bis zu 60 % der zuwen-

dungsfähigen Ausgaben. 

 

1.5.7 Die Höhe der Zuwendung für Projektma-

nagement (Ziffer 1.2.6) beträgt bis zu 60% der zu-

wendungsfähigen Ausgaben. 

 

1.5.8  Die Förderung von Waldpflegevertrag, Mit-

gliederinformation und -aktivierung sowie Zusam-

menfassung des Holzangebots (bzw. bis 2013 Mobi-

lisierungsprämie für Holz) kann für einen Zeitraum 



 

 

von jeweils bis zu 10 Jahren, die Förderung der Pro-

fessionalisierung kann für einen Zeitraum von bis zu 

5 Jahren in Anspruch genommen werden. 

 

Abweichend hiervon kann die Förderung der Zu-

sammenfassung des Holzangebots für forstwirt-

schaftliche Zusammenschlüsse, bei denen mindes-

tens 50 % der Waldbesitzer bzw. der Waldbesitzer 

der angeschlossenen forstwirtschaftlichen Zusam-

menschlüsse unter 20 Hektar Waldfläche besitzen, 

für weitere 10 Jahre in Anspruch genommen wer-

den. 

 

1.6 Sonstige Bestimmungen 

1.6.1 Bis Ende 2013 erstmals bewilligte Förderun-

gen von Geschäftsführung und Kombimodell kön-

nen bis zum Ende des 10-jährigen Förderzeitraums 

nach den damaligen Konditionen fortgesetzt wer-

den, wobei diese Förderung weiterhin unter Beach-

tung der Verordnung (EU) Nr. 1407/20138 über „De-

minimis“-Beihilfen erfolgt; der Gesamtwert der ei-

nem Unternehmen gewährten „De-minimis“-Beihil-

fen darf 200.000 Euro bezogen auf einen Zeitraum 

von drei Jahren nicht übersteigen. Zusammen-

schlüsse, die sich zur Umgehung des Schwellen-

werts aufspalten, sind nicht förderfähig. Nr. 1.5.8 

Satz 2 gilt analog. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  
                                                      
8 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europä-

ischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1). 



 

 

D. Erstaufforstung 

 

Maßnahmen 

 

1.0 Neuanlage von Wald 

 

Begriffsbestimmungen 

 

BWaldG: Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975 (BGBl. 

I S. 1037) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

1.0 Neuanlage von Wald9 

1.1 Verwendungszweck 

Ziel der Förderung ist die Waldmehrung durch Auf-

forstung aus der landwirtschaftlichen Nutzung aus-

scheidender oder brachliegender Flächen unter Be-

rücksichtigung der Belange des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege. 

1.2 Gegenstand der Förderung/ Förder-

ausschluss 

Förderfähig ist die Neuanlage von Wald auf bisher 

nicht forstwirtschaftlich genutzten Flächen. 

 

1.2.1 Förderfähig sind Saat und Pflanzung jeweils 

einschließlich Kulturvorbereitung, Waldrandgestal-

tung und Sicherung der Kultur während der ersten 5 

Jahre. Hierunter fallen auch Erhebungen, wie z.B. 

Standortgutachten, die der Vorbereitung der Maß-

nahme dienen. 

 

1.2.2 Förderfähig sind Nachbesserungen, wenn 

bei den geförderten Kulturen aufgrund natürlicher 

Ereignisse (z.B. Frost, Trockenheit, Überschwem-

mung, nicht jedoch Wildverbiss) Ausfälle in Höhe 

                                                      
9 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.103724 (2022/N) i. V. m. Nummer SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.47138 (2016/N), 

sowie i. V. m. deren Änderung durch Nummer SA.59238 (2020/N) wurde mit der Entscheidung der Europäischen Kommission vom 06.12.2022 mit einer Laufzeit 
bis 31.12.2024 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

von mehr als 30 % der Pflanzenzahl oder 1 ha zu-

sammenhängende Fläche aufgetreten sind und der 

Waldbesitzer den Ausfall nicht zu vertreten hat. 

Nachbesserungen sollen grundsätzlich dem geför-

derten Kulturtyp entsprechen. Bei Nachbesserun-

gen auf über 3 ha zusammenhängender Fläche, die 

mit Schäden durch einer Naturkatastrophe gleich-

zusetzende widrige Witterungsverhältnisse, Pflan-

zenschädlinge oder invasive gebietsfremde Arten 

mit dem Klimawandel in Verbindung gebracht wer-

den, haben die Begünstigten einen Nachweis über 

geeignete Risikomanagementinstrumente vorzule-

gen, um das potenzielle Auftreten des Schadenser-

eignisses in Zukunft gegebenenfalls zu verhindern. 

 

1.2.3 Von der Förderung ausgeschlossen sind: 

a) Weihnachtsbaum- und Schmuckreisigkultu-

ren, Kurzumtriebsflächen mit einer Um-

triebszeit bis 20 Jahre sowie die Anpflanzung 

von schnellwachsenden Bäumen, 

b) Erstaufforstungen, die zu einer Beseitigung, 

Beschädigung oder erheblichen Beeinträch-

tigung von Naturschutzgebieten i. S. v. § 23, 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), Nati-

onalparken i. S. v. § 24 BNatSchG, gesetzlich 

geschützten Biotopen i. S. v. § 30 BNatSchG 

sowie Natura 2000 Gebieten i. S. § v. 32 

BNatSchG führen, 

c) Aufforstungen von landschaftsprägenden 

Wiesentälern, 

d) Ersatzaufforstungen für Waldumwandlun-

gen sowie Aufforstungen, die Ausgleichs- o-

der Ersatzmaßnahmen für Eingriffe in Natur 

und Landschaft i. S. v. § 14 BNatSchG dar-

stellen, 



 

 

e) Maßnahmen auf Flächen, die dem Zuwen-

dungsempfänger zum Zwecke des Natur-

schutzes unentgeltlich übertragen worden 

sind, 

f) Maßnahmen zur Verbesserung der Bejagung 

(z. B. Ausgaben für jagdliche Einrichtungen). 

 

1.3 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können natürliche Perso-

nen, juristische Personen des Privat- und öffentli-

chen Rechts als Besitzer nicht forstwirtschaftlich ge-

nutzter Flächen sowie anerkannte forstwirtschaftli-

che Zusammenschlüsse und denen gleichgestellte 

Zusammenschlüsse im Sinne des BWaldG sein. 

 

Als Zuwendungsempfänger ausgeschlossen sind 

Bund und Länder sowie juristische Personen, deren 

Kapitalvermögen sich zu mindestens 25 % in den 

Händen dieser Institutionen befindet. Maßnahmen 

auf Grundstücken im Eigentum der in vorgenann-

tem Satz aufgeführten Personen sind nicht förderfä-

hig. 

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen 

1.4.1 Die Aufforstung ist nur bei Verwendung 

standortgerechter Baumarten förderfähig. Dabei ist 

ein hinreichender Anteil standortheimischer Baum-

arten einzuhalten. 

 

1.4.2 Zuwendungen dürfen nur bewilligt werden 

bei Verwendung von herkunftsgesichertem sowie 

für den Standort geeignetem Vermehrungsgut. 

 

1.4.3 Reine Nadelbaumkulturen sowie Mischkul-

turen mit weniger als 30 % Laubbaumanteil sind nur 

in Fällen fehlender standörtlicher Wuchsbedingun-

gen für Laubbaumanteile förderfähig. 

 

1.4.4 Die Zuwendungsempfänger müssen, sofern 

es sich nicht um forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse im Sinne des BWaldG handelt, Eigentümer 

der begünstigten Flächen sein oder eine schriftliche 

Einverständniserklärung des Eigentümers vorlegen. 

 

1.5 Andere Verpflichtungen 

Die Förderung erfolgt unter der Verpflichtung, dass 

die aufgeforsteten Flächen ordnungsgemäß ge-

pflegt werden. 

1.6 Art und Höhe der Zuwendungen 

1.6.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse ge-

währt. 

 

1.6.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt bis zu 100 

% der nachgewiesenen Ausgaben. 

 

1.6.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der 

Zuwendungsempfänger und ihrer Familienangehö-

rigen (Eigenleistung) sind förderfähig bis zu 80 % der 

Ausgaben, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Un-

ternehmer oder bei Durchführung der vergleichba-

ren Arbeiten im Staatswald ergeben würden. 

 

1.6.4 Sachleistungen der Zuwendungsempfänger 

sind förderfähig bis zu 80 % des Marktwertes. 

 

1.6.5 Auf den Ausgabennachweis kann verzichtet 

werden, wenn die Länder die Zuwendung als Fest-

betrag auf Grundlage kalkulierter Pauschalen fest-

setzen. 



 

 

 

E. Vertragsnaturschutz im Wald 

 

Maßnahmen 

1.0 Vertragsnaturschutz im Wald 

1.1 Zuwendungszweck 

Schutz, Erhaltung, und Wiederherstellung von Le-

bensräumen und Lebensstätten wildlebender Tier- 

und Pflanzenarten im Wald sowie Verbesserung der 

lebensraumtypischen biologischen Vielfalt der 

Waldökosysteme. 

1.2 Gegenstand der Förderung/ Förder-

ausschluss 

1.2.1 Förderfähig ist die Bewirtschaftung, die 

Pflege oder der Nutzungsverzicht auf forstwirt-

schaftlich genutzten sowie nutzbaren Flächen nach 

naturschutzfachlichen Vorgaben. 

 

1.2.2 Nicht förderfähig sind: 

a) Planungsarbeiten, die gesetzlich vorge-

schrieben sind, 

b) Leistungen der öffentlichen Verwaltung, 

c) Kauf von Tieren, 

d) Kauf von Maschinen und Geräten, 

e) Maßnahmen, die Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen für Eingriffe in Natur und Land-

schaft i. S. d. § 14 Bundesnaturschutzgesetz 

darstellen, 

f) Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für 

Waldumwandlungen aufgrund der Lan-

deswaldgesetze, 

g) Maßnahmen auf Flächen, auf denen die Be-

wirtschaftung aufgrund rechtlicher Vor-

schriften dauerhaft untersagt ist, z.B. Kern-

zonen von Nationalparken oder Biosphären-

reservaten, 

h) Maßnahmen auf Flächen, die dem Zuwen-

dungsempfänger zum Zwecke des Natur-

schutzes unentgeltlich übertragen worden 

sind, 

i) Maßnahmen nach den Buchstaben A bis D 

und F des Förderbereichs 5 des GAK-Rah-

menplans, 

j) Maßnahmen, die bereits durch andere För-

derprogramme gefördert werden, 

k) Maßnahmen, die nach dem Bundeswaldge-

setz vom 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 1037) in der 

jeweils geltenden Fassung (BWaldG) oder 

den Landeswaldgesetzen zu den gesetzli-

chen Pflichten des Waldeigentümers gehö-

ren. 

1.3 Zuwendungsempfänger 

a) Inhaber von Forstbetrieben und ihre Zusam-

menschlüsse, ausgenommen Bund und Län-

der sowie juristische Personen, deren Kapi-

talvermögen sich zu mindestens 25 % in den 

Händen dieser Institutionen befindet, 

b) Gemeinden, Gemeindeverbände und ge-

meinnützige juristische Personen. 

 

Die Zuwendungsempfänger müssen, sofern es sich 

nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse im 

Sinne des BWaldG handelt, Eigentümer der begüns-

tigten Flächen sein oder eine schriftliche Einver-

ständniserklärung des Eigentümers vorlegen. 

1.4 Art und Höhe der Zuwendungen 

1.4.1 Zuwendungen werden als Zuschuss gewährt. 

 

1.4.2 Höhe der Zuwendungen 



 

 

Die Höhe der Zuwendung nach Nummer 1.2.1 be-

stimmt sich nach den durch die naturschutzfachli-

chen Auflagen der Maßnahme (einschließlich des 

Nutzungsverzichtes) zu erwartenden Einkommens-

verlusten und zusätzlichen Kosten im Vergleich zur 

bisherigen Bewirtschaftung oder den Kosten der 

Beibehaltung der Bewirtschaftung gemäß Nummer 

1.2.1. 

1.5 Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Forstbewirtschaftung und Pflege erfolgt nach 

naturschutzfachlichen Vorgaben, gleiches gilt für 

den Nutzungsverzicht auf Waldflächen. Die Vorga-

ben erfolgen auf Grundlage eines fachlichen Kon-

zepts, das oder einer Fachplanung, die einvernehm-

lich zwischen Forst- und Naturschutzbehörde fest-

gelegt wird. 

1.6 Sonstige Bestimmungen 

1.6.1. Die naturschutzfachlichen Konzepte oder 

Fachplanungen müssen mindestens folgende Ele-

mente enthalten: 

a) Abgrenzung und Kurzbeschreibung der in die 

Planung einbezogenen Waldflächen und 

Maßnahmen, 

b) Kurzbeschreibung des naturschutzfachli-

chen Zustands, 

c) Auflistung der naturschutzfachlichen Ent-

wicklungsziele und Benennung geeigneter 

Indikatoren für die Zielerreichung, 

d) Beschreibung der naturschutzfachlichen 

Vorgaben und etwaiger Kombinationsmög-

lichkeiten. 

 

1.6.2 Bagatellgrenze 

Die Länder können eine Bagatellgrenze festlegen. 



 

 

F. Förderung von Maßnahmen zur Bewältigung der durch Extremwetterereignisse ver-

ursachten Folgen im Wald 

 

Maßnahmen 

 

1.0 Maßnahmen zur bestandes- und bo-

denschonenden Räumung von Kalami-

tätsflächen 

2.0 Waldschutzmaßnahmen 

3.0 Wiederaufforstung 

 

1.0 Maßnahmen zur bestandes- und 

bodenschonenden Räumung von 

Kalamitätsflächen10 

1.1 Zuwendungszweck 

Ziel der Förderung ist die Bewältigung der 

durch Extremwetterereignisse verursachten 

Folgen im Wald. Dies sind Waldschutzmaß-

nahmen sowie Maßnahmen zur Sicherung oder 

Wiederherstellung von Waldökosystemen. 

1.2 Gegenstand der Förderung/ För-

derausschluss 

1.2.1 Förderfähig sind Maßnahmen zur be-

standes- und bodenschonenden Räumung von 

Kalamitätsflächen, einschließlich der Ent-

nahme von Kalamitätshölzern zur Beseitigung 

von resultierenden Gefahren. Gefördert wer-

den können 

- Ausgaben für die forstfachliche Vorbe-

reitung, Leitung und Koordinierung der 

Maßnahmen, 

- Ausgaben für den Einsatz von Unter-

nehmern sowie 

                                                      
10  Die staatliche Beihilfe Nummer SA.109789 (2023/N) i. V. m. Nummer SA.56482 (2020/N) wurde mit Entscheidung der Europäischen Kommission 

vom 20.11.2023 mit einer Laufzeit bis 31.12.2024 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

 

- Eigenleistungen der Zuwendungsemp-

fänger. 

1.2.2 Nicht förderfähig sind 

a) Maßnahmen des regulären Holzein-

schlags, 

b) der Kauf von Maschinen und Geräten, 

c) Maßnahmen auf Flächen, auf denen die 

Bewirtschaftung aufgrund rechtlicher 

Vorschriften dauerhaft untersagt ist, 

z. B. Kernzonen von Nationalparken o-

der Biosphärenreservaten, 

d) Maßnahmen auf Flächen, die dem Zu-

wendungsempfänger zum Zwecke des 

Naturschutzes unentgeltlich übertra-

gen worden sind, 

e) Kommunale Pflichtaufgaben, 

f) Beratungsleistungen im Rahmen der 

Fördermittelantragstellung, die durch 

öffentliche Verwaltungen erbracht 

werden. 

1.3 Zuwendungsempfänger 

1.3.1 Zuwendungsempfänger können natür-

liche Personen, juristische Personen des Pri-

vat- und öffentlichen Rechts als Besitzer von 

forstwirtschaftlichen Flächen sowie aner-

kannte forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse und denen gleichgestellte Zusam-

menschlüsse im Sinne des Bundeswaldgeset-

zes vom 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 1037) in der je-

weils geltenden Fassung (BWaldG) sein. 
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1.3.2 Als Zuwendungsempfänger ausge-

schlossen sind Bund und Länder sowie juristi-

sche Personen, deren Kapitalvermögen sich zu 

mindestens 25 % in den Händen dieser Institu-

tionen befindet. Maßnahmen auf Grundstü-

cken im Eigentum der in vorgenanntem Satz 

aufgeführten Personen sind nicht förderfähig. 

1.4 Art und Höhe der Zuwendungen 

1.4.1 Die Zuwendungen werden als Zu-

schüsse gewährt. 

 

1.4.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt für 

Maßnahmen nach Nr. 1.2.1 bis zu 80 % der 

nachgewiesenen Ausgaben. 

 

1.4.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistun-

gen der Zuwendungsempfänger und ihrer Fa-

milienangehörigen (Eigenleistung) sind förder-

fähig bis zu 80 % der Ausgaben, die sich bei 

Vergabe der Arbeiten an Unternehmer oder bei 

Durchführung der vergleichbaren Arbeiten im 

Staatswald ergeben würden. 

 

1.4.4 Sachleistungen der Zuwendungsemp-

fänger sind förderfähig bis zu 80 % des Markt-

wertes. 

 

1.4.5 Auf den Ausgabennachweis kann ver-

zichtet werden, wenn die Länder die Zuwen-

dung als Festbetrag auf Grundlage kalkulierter 

Pauschalen festsetzen. 

1.5 Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Zuwendungsempfänger müssen sofern es 

sich nicht um forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse im Sinne des BWaldG handelt Eigen-

tümer der begünstigten Flächen sein oder eine 

schriftliche Einverständniserklärung des Ei-

gentümers vorlegen. 

1.6 Sonstige Bestimmungen 

1.6.1 Die Maßnahmen müssen unmittelbar in 

Zusammenhang stehen mit der Bewältigung 

der durch Extremwetterereignisse bedingten 

Schäden und Folgeschäden (z. B. Borkenkäfer) 

sowie der Wiederherstellung standortgerech-

ter und klimaangepasster Waldbestände auf 

den geschädigten Flächen dienen. 

 

1.6.2  Bei der Räumung sollen aus Gründen 

des Schutzes der biologischen Vielfalt geringe 

Mengen an Totholz im Wald verbleiben, sofern 

Gründe des Waldschutzes (z. B. Borkenkäfer, 

Waldbrand) und der Verkehrs- und Arbeitssi-

cherheit dem nicht entgegenstehen. 
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2.0 Waldschutzmaßnahmen11 

2.1 Zuwendungszweck 

Ziel der Förderung ist die Bewältigung der 

durch Extremwetterereignisse verursachten 

Folgen im Wald. Dies sind Waldschutzmaß-

nahmen sowie Maßnahmen zur Sicherung oder 

Wiederherstellung von Waldökosystemen. 

2.2 Gegenstand der Förderung/ För-

derausschluss 

2.2.1 Förderfähig sind 

a) die Überwachung, Vorbeugung und Be-

kämpfung von Schadorganismen mit 

Lockstoffen und anderen Maßnahmen 

des integrierten Pflanzenschutzes. Ge-

fördert werden können 

- Ausgaben für den Kauf von ge-

eigneten Sachmitteln (z.B. Lock-

stoffe, Fallen und andere Mate-

rialien), 

- Ausgaben für den Einsatz von 

qualifizierten Unternehmern 

sowie 

- Eigenleistungen der Zuwen-

dungsempfänger, soweit diese 

über die hierzu notwendigen 

Kenntnisse verfügen. 

b) die Bekämpfung von Schadorganismen 

durch Auffinden und Aufarbeitung von 

befallenem oder unmittelbar befallsge-

fährdetem Holz (z. B. Sanitärhiebe, Ent-

rinden, Rinde entsorgen, Rücken und 

Transport von Holz) oder sonstige 

Maßnahmen, die die Bruttauglichkeit 

                                                      
11   

 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.109789 (2023/N) i. V. m. Nummer SA.56482 (2020/N) wurde mit Entscheidung der Europäischen Kommission 
vom 20.11.2023 mit einer Laufzeit bis 31.12.2024 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

von Holz, Restholz, Reisig soweit her-

absetzen, dass Gefährdungen von die-

sem Material nicht mehr ausgehen oder 

gar nicht erst entstehen. Gefördert wer-

den können 

- Ausgaben für den Kauf von ge-

eigneten Sachmitteln (z.B. Pol-

terschutznetze oder anderen für 

diese Zwecke zugelassenen Ma-

terialien), 

- Ausgaben für den Einsatz von 

qualifizierten Unternehmern 

sowie 

- Eigenleistungen der Zuwen-

dungsempfänger, soweit diese 

über die hierzu notwendigen 

Kenntnisse verfügen. 

c) die Anlage von Holzlagerplätzen (Nass- 

und Trockenlager) zur Lagerung der 

Kalamitätshölzer. Gefördert werden 

können 

- Ausgaben für die Miete bzw. 

Pacht von geeigneten Flächen, 

- die Errichtung der Lagerplätze 

einschließlich einer Zufahrt 

(Ausgaben für Unternehmer so-

wie Eigenleistungen der Zuwen-

dungsempfänger), 

- Ausgaben für den Kauf von ge-

eigneten Sachmitteln, 

- die Unterhaltung und der Be-

trieb der Lagerplätze für höchs-

tens fünf Jahre (neben Miete 

bzw. Pacht, Ausgaben für Un-
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ternehmer sowie Eigenleistun-

gen der Zuwendungsempfän-

ger). 

d) die Wiederherstellung von infolge von 

Starkregenereignissen beschädigten 

Waldwegen und der dazugehörigen 

notwendigen Anlagen (z. B. Durchlässe, 

Ausweichstellen). Gefördert werden 

können 

- Ausgaben für den Kauf des dazu 

benötigten Baumaterials, 

- Ausgaben für Bauentwürfe, 

Bauausführung und Bauleitung 

durch Unternehmer sowie 

- Eigenleistungen der Zuwen-

dungsempfänger. 

e) Maßnahmen zur Prävention und Be-

kämpfung von Waldbränden. Gefördert 

werden können 

- Ausgaben für den Kauf von ge-

eigneten Sachmitteln, 

- die Anlage von Waldbrand-

schutzstreifen mit standortge-

rechten feuerhemmenden 

Baumarten (Ausgaben für Un-

ternehmer sowie Eigenleistun-

gen der Zuwendungsempfän-

ger), 

- Vorbereitung, Errichtung und 

Unterhaltung von Wundstreifen 

und Brandschutzschneisen 

(Ausgaben für Unternehmer so-

wie Eigenleistungen der Zuwen-

dungsempfänger), 

- Anlage und Erweiterung von 

Feuerlöschteichen und Lösch-

wasserentnahmestellen  

(Ausgaben für Unternehmer so-

wie Eigenleistungen der Zuwen-

dungsempfänger). 

 

Förderfähig sind auch Ausgaben für die forst-

fachliche Vorbereitung, Leitung und Koordi-

nierung der Maßnahmen 

 

2.2.2 Nicht förderfähig sind 

a) Maßnahmen des regulären Holzein-

schlags, 

b) der Kauf von Maschinen und Geräten 

(ausgenommen für Geräte, die bei Maß-

nahmen nach Ziffer 2.2.1 c) für den ord-

nungsgemäßen Betrieb der jeweiligen 

Anlagen erforderlich sind), 

c) Maßnahmen auf Flächen, auf denen die 

Bewirtschaftung aufgrund rechtlicher 

Vorschriften dauerhaft untersagt ist, 

z. B. Kernzonen von Nationalparken o-

der Biosphärenreservaten; hiervon aus-

genommen sind Maßnahmen nach Zif-

fer 2.2.1 e) Anstrich 3 (Wundstreifen 

und Brandschutzschneisen) sowie An-

strich 4 (Feuerlöschteiche und Lösch-

wasserentnahmestellen), 

d) Maßnahmen auf Flächen, die dem Zu-

wendungsempfänger zum Zwecke des 

Naturschutzes unentgeltlich übertra-

gen worden sind; hiervon ausgenom-

men sind Maßnahmen nach Ziffer 2.2.1 

e) Anstrich 3 (Wundstreifen und Brand-

schutzschneisen) sowie Anstrich 4 

(Feuerlöschteiche und Löschwasser-

entnahmestellen), 

e) Kommunale Pflichtaufgaben, 

f) Beratungsleistungen im Rahmen der 

Fördermittelantragstellung, die durch 

öffentliche Verwaltungen erbracht 

werden. 
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2.3 Zuwendungsempfänger 

2.3.1 Zuwendungsempfänger können natür-

liche Personen, juristische Personen des Pri-

vat- und öffentlichen Rechts als Besitzer von 

forstwirtschaftlichen Flächen sowie aner-

kannte forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse und denen gleichgestellte Zusam-

menschlüsse im Sinne des BWaldG sein. 

 

2.3.2 Als Zuwendungsempfänger ausge-

schlossen sind Bund und Länder sowie juristi-

sche Personen, deren Kapitalvermögen sich zu 

mindestens 25 % in den Händen dieser Institu-

tionen befindet. Maßnahmen auf Grundstü-

cken im Eigentum der in vorgenanntem Satz 

aufgeführten Personen sind nicht förderfähig. 

2.4 Art und Höhe der Zuwendungen 

2.4.1 Die Zuwendungen werden als Zu-

schüsse gewährt. 

 

2.4.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt für 

Maßnahmen nach Nr. 2.2.1 bis zu 80 % der 

nachgewiesenen Ausgaben. Im Fall von Klein-

privatwaldbesitzern (unter 20 ha Waldbesitz) 

kann die Höhe der Zuwendung bis zu 90 % der 

nachgewiesenen Ausgaben betragen.12 Die er-

höhte Beihilfeintensität gilt nicht für Geräte 

nach Ziffer 2.2.2 b). 

 

2.4.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistun-

gen der Zuwendungsempfänger und ihrer Fa-

milienangehörigen (Eigenleistung) sind förder-

fähig bis zu 80 % der Ausgaben, die sich bei 

Vergabe der Arbeiten an Unternehmer oder bei 

Durchführung der vergleichbaren Arbeiten im 

Staatswald ergeben würden. 

                                                      
12  Satz 2 ist befristet bis zum 31.12.2023. 

 

2.4.4 Sachleistungen der Zuwendungsemp-

fänger sind förderfähig bis zu 80 % des Markt-

wertes. 

 

2.4.5 Auf den Ausgabennachweis kann ver-

zichtet werden, wenn die Länder die Zuwen-

dung als Festbetrag auf Grundlage kalkulierter 

Pauschalen festsetzen. 

2.5 Zuwendungsvoraussetzungen 

2.5.1 Die Zuwendungsempfänger müssen, 

sofern es sich nicht um forstwirtschaftliche Zu-

sammenschlüsse im Sinne des BWaldG han-

delt, Eigentümer der begünstigten Flächen 

sein oder eine schriftliche Einverständniserklä-

rung des Eigentümers vorlegen. 

 

2.5.2 Die Maßnahmen nach Nr. 2.2.1 a), b) 

und c) müssen von einer für Forstschutz zu-

ständigen wissenschaftlichen Einrichtung des 

Landes oder einer entsprechenden, im Auftrag 

des Landes tätigen Einrichtung als grundsätz-

lich geeignet empfohlen worden sein. Die 

Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes 

gemäß Artikel 14 und Anhang III der Richtlinie 

2009/128/EG sind einzuhalten, insbesondere 

was die Verwendung von Pflanzenschutzmit-

teln gemäß Artikel 55 der Verordnung (EG) Nr. 

1107/2009 betrifft. 

 

2.5.3 Die Maßnahmen nach Nummer 2.2.1 e) 

müssen mit dem vom Land erstellten Wald-

schutzplan in Einklang stehen. Maßnahmen 

nach Nummer 2.2.1 e) kommen nur für Wald-

gebiete in Betracht, deren Waldbrandrisiko ge-

mäß dem Waldschutzplan mittel bis hoch ist. 
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2.6 Sonstige Bestimmungen 

2.6.1 Die Maßnahmen müssen unmittelbar in 

Zusammenhang stehen mit der Bewältigung 

der durch Extremwetterereignisse bedingten 

Schäden und Folgeschäden (z. B. Borkenkäfer) 

sowie der Wiederherstellung standortgerech-

ter und klimaangepasster Waldbestände auf 

den geschädigten Flächen dienen. 

                                                      
13  Die staatliche Beihilfe Nummer SA.109789 (2023/N) i. V. m. Nummer SA.56482 (2020/N) wurde mit Entscheidung der Europäischen Kommission 

vom 20.11.2023 mit einer Laufzeit bis 31.12.2024 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

3.0 Wiederaufforstung13 

3.1 Verwendungszweck 

Ziel der Förderung ist die Bewältigung der 

durch Extremwetterereignisse verursachten 

Folgen im Wald. Dies sind Waldschutzmaß-

nahmen sowie Maßnahmen zur Sicherung oder 

Wiederherstellung von Waldökosystemen. Mit 

der Förderung sollen positive Auswirkungen 

für die Biologische Vielfalt und den Klima-

schutz einhergehen. 

3.2 Gegenstand der Förderung/ För-

derausschluss 

3.2.1 Förderfähig sind Wiederaufforstung, 

Vor-, Nach- und Unterbau sowie Nachbesse-

rung in lückigen oder verlichteten Beständen, 

die durch Extremwetterereignisse und deren 

Folgen entstanden sind, durch Saat oder Pflan-

zung sowie Naturverjüngung einschließlich 

Kulturvorbereitung. Hierzu gehören auch der 

Schutz und die Sicherung der Kultur während 

der ersten fünf Jahre. 

 

Gefördert werden können 

- Ausgaben für die forstfachliche Vorbe-

reitung, Leitung und Koordinierung der 

Maßnahmen 

- Ausgaben für den Kauf von geeignetem 

forstlichem Vermehrungsgut, 

- Ausgaben für den Kauf von Sachmitteln 

für den Schutz und Sicherung der Kul-

tur (z. B. Zaunbau, Bewässerung), 

- Ausgaben für den Einsatz von Unter-

nehmern sowie 

- Eigenleistungen der Zuwendungsemp-

fänger. 
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3.2.2 Nicht förderfähig sind 

a) Maßnahmen des regulären Holzein-

schlags, 

b) der Kauf von Maschinen und Geräten, 

c) Maßnahmen zur Verbesserung der Be-

jagung (z. B. Ausgaben für jagdliche 

Einrichtungen), 

d) Maßnahmen auf Flächen, auf denen die 

Bewirtschaftung aufgrund rechtlicher 

Vorschriften dauerhaft untersagt ist, 

z. B. Kernzonen von Nationalparken o-

der Biosphärenreservaten, 

e) Maßnahmen auf Flächen, die dem Zu-

wendungsempfänger zum Zwecke des 

Naturschutzes unentgeltlich übertra-

gen worden sind, 

f) Kommunale Pflichtaufgaben, 

g) Beratungsleistungen im Rahmen der 

Fördermittelantragstellung, die durch 

öffentliche Verwaltungen erbracht 

werden. 

3.3 Zuwendungsempfänger 

3.3.1 Zuwendungsempfänger können natür-

liche Personen, juristische Personen des Pri-

vat- und öffentlichen Rechts als Besitzer von 

forstwirtschaftlichen Flächen sowie aner-

kannte forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse und denen gleichgestellte Zusam-

menschlüsse im Sinne des BWaldG sein. 

 

3.3.2 Als Zuwendungsempfänger ausge-

schlossen sind Bund und Länder sowie juristi-

sche Personen, deren Kapitalvermögen sich zu 

mindestens 25 % in den Händen dieser Institu-

tionen befindet. Maßnahmen auf Grundstü-

cken im Eigentum der in vorgenanntem Satz 

aufgeführten Personen sind nicht förderfähig. 

                                                      
14  Satz 2 ist befristet bis zum 31.12.2024. 

3.4 Art und Höhe der Zuwendungen 

3.4.1 Die Zuwendungen werden als Zu-

schüsse gewährt. 

 

3.4.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt für 

Maßnahmen nach Nr. 3.2.1 bis zu 80 % der 

nachgewiesenen Ausgaben. Im Fall von Klein-

privatwaldbesitzern (bis zu 20 ha Waldbesitz) 

kann die Höhe der Zuwendung bis zu 90 % der 

nachgewiesenen Ausgaben betragen.14 

 

Die Höhe der Zuwendung beträgt für Maßnah-

men nach Nr. 3.2.1 bis zu 90 % der nachgewie-

senen Ausgaben bei Verwendung von aus-

schließlich standortheimischen Baumarten. 

 

3.4.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistun-

gen der Zuwendungsempfänger und seiner Fa-

milienangehörigen (Eigenleistung) sind förder-

fähig bis zu 80 % der Ausgaben, die sich bei 

Vergabe der Arbeiten an Unternehmer oder bei 

Durchführung der vergleichbaren Arbeiten im 

Staatswald ergeben würden. 

 

3.4.4 Sachleistungen der Zuwendungsemp-

fänger sind förderfähig bis zu 80 % des Markt-

wertes. 

 

3.4.5 Auf den Ausgabennachweis kann ver-

zichtet werden, wenn die Länder die Zuwen-

dung als Festbetrag auf Grundlage kalkulierter 

Pauschalen festsetzen. 
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3.5 Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Zuwendungsempfänger müssen sofern es 

sich nicht um forstwirtschaftliche Zusammen-

schlüsse im Sinne des BWaldG handelt Eigen-

tümer der begünstigten Flächen sein oder eine 

schriftliche Einverständniserklärung des Ei-

gentümers vorlegen. 

3.6 Sonstige Bestimmungen 

3.6.1 Die Maßnahmen müssen unmittelbar in 

Zusammenhang stehen mit der Bewältigung 

der durch Extremwetterereignisse bedingten 

Schäden und Folgeschäden (z. B. Borkenkäfer) 

sowie der Wiederherstellung standortgerech-

ter und klimaangepasster Waldbestände auf 

den geschädigten Flächen dienen. 

 

3.6.2  Maßnahmen nach 3.2.1 sind nur bei 

Verwendung standortgerechter Baumarten 

förderfähig. Dabei ist ein überwiegender Anteil 

standortheimischer und klimatoleranter 

Baumarten einzuhalten, sofern diese nach den 

Baumarten- und waldbaulichen Empfehlun-

gen der Länder auch für zukünftige Klimabe-

dingungen und Schaderreger geeignet sind. Bei 

der Bestandesbegründung sollen die standort-

heimischen Baumarten so gepflanzt werden, 

dass ihr überwiegender Anteil gesichert bleibt. 

Bei Wiederaufforstungen sind reine Nadel-

baumkulturen sowie Mischkulturen mit weni-

ger als 40 % Laubbaumanteil bis auf begrün-

dete Ausnahmefälle bei fehlenden standörtli-

chen Wuchsbedingungen für ausreichende 

Laubbaumanteile (z.B. Höhenlagen der Mittel-

gebirge und der Alpen) nicht förderfähig. Na-

turverjüngung von standortgerechten Laub-

bäumen kann bei der Ermittlung des Laub-

baumanteils berücksichtigt werden. Bei Ver-

jüngungsmaßnahmen > 1 ha darf der Anteil ei-

ner Baumart nicht mehr als 75 % betragen. 
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